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6 4 5 . Bundesgesetz: Leistung eines weiteren österreichischen Beitrages für die Jahre 1988 und 1989 an
den Fonds des Umweltprogramms der Vereinten Nationen
(NR: GP XVII RV 741 AB 780 S. 78. BR: AB 3590 S. 508.)

6 4 6 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Kennzeichnung von Kunststoffrohren
6 4 7 . Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes der

B 99 Katschberg Straße im Bereich der Gemeinden Tweng und Mauterndorf
6 4 8 . Verordnung: Investmentfonds-Veranlagungsverordnung

645. Bundesgesetz vom 9. November 1988
über die Leistung eines weiteren öster-
reichischen Beitrages für die Jahre 1988 und
1989 an den Fonds des Umweltprogramms der

Vereinten Nationen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundespräsident oder ein von ihm
hiezu bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich die Verpflichtung
zu übernehmen, an den Fonds des Umwehpro-
gramms der Vereinten Nationen für die Jahre 1988
und 1989 jeweils einen Beitrag in Höhe des US-
Dollar-Gegenwertes von 1000000 S zu leisten.

(2) Die für die Leistung der Beitragszahlungen
erforderlichen Veranlassungen hat der Bundesmini-
ster für Umwelt, Jugend und Familie nach Maß-
gabe des jährlichen Bundesfinanzgesetzes zu tref-
fen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

646. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 15. No-
vember 1988, mit der die Verordnung über die
Kennzeichnung von Kunststoffrohren geän-

dert wird

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb 1984, BGBl. Nr. 448,
wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 11. Juli 1979,
BGBl. Nr. 337, über die Kennzeichnung von
Kunststoffrohren in der Fassung der Kundma-
chung BGBl. Nr. 577/1980 und der Verordnung
BGBl. Nr. 606/1983 wird wie folgt geändert:

1. Der Titel der Verordnung lautet:

„Verordnung über die Kennzeichnung von Kunst-
stoffrohren, -rohrleitungsteilen, -rohrverbindungen
und -formstücken (Kunststoffrohrkennzeichnungs-

verordnung)"

2. § 1 lautet:

„§ 1. (1) Die unter Abschnitt I, II, III oder IV der
Anlage fallenden Kunststoffrohre, -rohrleitungs-
teile, -rohrverbindungen und -formstücke aus
Nummer 3917 des Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1988,
BGBl. Nr. 155/1987) dürfen nur dann gewerbsmä-
ßig feilgehalten oder sonst in Verkehr gesetzt wer-
den, wenn sie nach den Bestimmungen dieser Ver-
ordnung gekennzeichnet sind.

(2) Abs. 1 gilt nicht für Kunststoffrohre, -rohrlei-
tungsteile, -rohrverbindungen und -formstücke, die
für den Export bestimmt sind."

3. § 2 Abs. 1 lautet:

„§ 2. (1) Für die Kennzeichnung sind die in der
Anlage angeführten Angaben zu verwenden."
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4. Die Anlage lautet:
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647. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom
17. November 1988 betreffend die Auflassung
eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich
gewordenen Abschnittes der B 99 Katschberg
Straße im Bereich der Gemeinden Tweng und

Mauterndorf

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Die Straßenteile der B 99 Katschberg Straße von
km 56,56 bis km 58,04 und von km 59,05 bis
km 59,23 werden, soweit sie durch die Umlegung
auf den bereits fertiggestellten und verkehrsüberge-
benen — mit Verordnung vom 22. Oktober 1985,
BGBl. Nr. 457, bestimmten — Abschnitt „Twenger
Au (Antonikreuz)" für den Durchzugsverkehr ent-
behrlich wurden, als Bundesstraße aufgelassen.

Graf

648. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 25. November 1988 über die
Veranlagung von Kapitalanlagefonds in Wert-
papieren (Investmentfonds-Veranlagungsver-

ordnung)

Auf Grund des § 20 Abs. 2 des Investmentfonds-
gesetzes, BGBl. Nr. 192/1963, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 650/1987 wird verord-
net:

§ 1. (1) Für einen Kapitalanlagefonds dürfen
Interimszertifikate im Sinne des Abs. 2 erworben
werden.

(2) Interimszertifikate sind Inhaberpapiere, die
den Anspruch auf Erwerb von Aktien zum im vor-
hinein vereinbarten Kaufpreis verbriefen, wobei
dieser Anspruch an den Erwerb weiterer Interims-
zertifikate gebunden sein kann. Sie verbriefen
außerdem den Anspruch des Inhabers, daß ihm
vom Emittenten die Ausübung der wesentlichen
Aktionärsrechte, mindestens aber das Recht auf
Dividende, Sitz und Stimme in der Hauptversamm-
lung bis zur Übergabe der Aktien gestattet wird.

Lacina
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